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An den  
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herr André Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40211 Düsseldorf 
 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend am 
08.06.2026 
 
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o. g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zum 

Thema „Quo Vadis Inklusion in der frühkindlichen Bildung“ gebeten 

worden. 

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende zur 

Information der Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Verena Schäffer 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 

Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Quo Vadis Inklusion in der frühkindlichen Bildung“ 

Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend am 08.06.2026 

 

Die Förderung der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft für Kinder mit und 

ohne (drohende) Behinderung ist der Landesregierung ein wichtiges Anliegen. 

Die Vertragsparteien des „Landesrahmenvertrags Eingliederungshilfe NRW nach § 

131 SGB IX“ haben sich zur Weiterentwicklung der rein heilpädagogischen 

Einrichtungen vereinbart (die Landesregierung ist kein Vertragspartner, vgl. § 131 

Abs.1 S.1 SGB IX). Ziel ist die gemeinsame Unterstützung von Kindern mit und ohne 

(drohende) Behinderung.  

Um den Umstellungsprozess in heilpädagogischen Kindertageseinrichtungen und 

Gruppen (geplante „Basisleistung II“) voranzubringen, haben die Vertragspartner des 

Landesrahmenvertrages nach § 131 SGB IX beschlossen, Modellverhandlungen zu 

führen. Die Umstellung sollte ursprünglich bis zum 31. Juli 2027 erfolgen, wurde 

jedoch im Hinblick auf noch andauernde Verhandlungen auf den 31. Juli 2029 

verschoben. Im Zuge dieser Modellverhandlungen soll die Ausgestaltung der 

Basisleistung II in sieben Einrichtungen pro Landschaftsverband (ausgewählt durch 

die Vertragspartner, unter Einbeziehung der örtlichen Jugendämter) erprobt werden. 

Nach aktuellem Stand wird in zwei Einrichtungen die praktische Erprobung 

vorbereitet. 

Beide Vertragsseiten betonen gegenüber der Landesregierung, an einer Lösung 

interessiert zu sein. Ob bzw. wie die Modellverhandlungen weitergehen, kann zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht abgeschätzt werden. Das zuständige Ressort des MAGS ist 

hierzu in Gesprächen mit den Vertragspartnern und lässt sich regelmäßig über den 

aktuellen Stand informieren. Priorität hat aus Sicht der Landesregierung vor allem 

das Verhindern von Qualitätseinbußen bei der Betreuung von Kindern mit 

(drohender) Behinderung sowie die Sicherung der Finanzierungsstrukturen. Das 

MKJFGFI steht hierzu im stetigen Austausch mit dem MAGS, um ressortübergreifend 

die gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft für alle Kinder, ob mit oder ohne 

(drohender) Behinderung zu fördern. 
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Bereits heute wird der größte Teil der Kinder mit (drohender) Behinderung in 

inklusiven Kindertageseinrichtungen betreut. In rund 10.880 KiBiz geförderten 

Einrichtungen werden derzeit insgesamt rund 681.000 Kinder betreut. Vom 

Kindergartenjahr 2024/2025 bis 2025/2026 ist die Zahl der Kinder mit (drohender) 

Behinderung in KiBiz-geförderten Kitas von 20.661 auf 21.284 (+623) gestiegen, 

während gleichzeitig die Zahl in den heilpädagogischen Einrichtungen von 3.090 auf 

2.853 (-237) gesunken ist. Das Kinderbildungsgesetz (KiBiz) in Nordrhein-Westfalen 

bietet die Grundlage für die Förderung von Kindern mit erhöhtem Teilhabebedarf, 

indem es reguläre und zusätzliche Leistungen vorsieht. Diese sind bereits wichtige 

Bestandteile der aktuellen Struktur, die eine basisnahe Förderung sicherstellen. 

Mit der Kibiz-Reform ist noch einmal klargestellt worden, dass auch Kinder mit 

Behinderung einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz in der Kita haben. 

Das Land und die Kommunen zahlen weiterhin strukturell einen erhöhten Satz der 

Kindpauschale für Kinder mit (drohenden) Behinderungen in Kitas. Im Vergleich zu 

dem Satz für Kinder ohne (drohende) Behinderungen, erhält die Kita pro betreutem 

Kind mit (drohenden) Behinderungen einen erhöhten Satz der Kindpauschale. Je 

nach Gruppenform liegt der erhöhte Satz nach der KiBiz-Reform bei 29.541,98€ 

(U3), 31.885,86€ (U3 Gruppenform II 45 Stunden) oder 27.613,48€ (Ü3), vgl. § 33 

Abs. 1 KiBiz-E i.V.m. Anlage 2.  

Der Träger wird durch eine Ergänzung in §§ 24 Abs. 2, 33 Abs. 1 i.v.m. § 26 Abs. 3 

KiBiz-E weiterhin verpflichtet, die Mittel der erhöhten Kindpauschalen für Kinder mit 

oder mit drohenden Behinderungen für die einrichtungsspezifischen pädagogischen 

Mehrbedarfe, die im Zusammenhang mit der gemeinsamen Betreuung von Kindern 

mit und ohne Behinderungen oberhalb der Regelpauschalen entstehen, einzusetzen, 

also strukturell entweder zur Senkung der Gruppengröße oder zur Verbesserung des 

Fachkraftschlüssels in der Gruppe, in der ein Kind mit einer durch den Träger der 

Eingliederungshilfe festgestellten (drohenden) Behinderung betreut wird oder kann  

im Kontext einrichtungsspezifischer pädagogischer Mehrbedarfe für Sachkosten 

eingesetzt werden. Zusätzlich zur erhöhten Kindpauschale kann im Rahmen der 

Eingliederungshilfe pro Kind mit Behinderung die Basisleistung I geleistet werden 

(Modell der Gruppenstärkeabsenkung oder Modell der Zusatzkraft). Wenn die 

Basisleistung I ebenfalls nicht ausreicht um eine gleichberechtigte Teilhabe zu 

gewährleisten, können im Einzelfall zusätzliche individuelle heilpädagogische 
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Leistungen wie z.B. ein Inklusionshelfer gewährt werden (Anlage B 4 des 

Landesrahmenvertrages nach § 131 SGB IX).  

Darüber hinaus wird der Träger verpflichtet, die Zahl der Kinder mit einem erhöhten 

pädagogischen Förderbedarf einmal jährlich zu dokumentieren (vgl. § 20 Abs. 4 Nr. 5 

KiBiz-E).   

Weil zumeist erst unterjährig eine (drohende) Behinderung festgestellt wird, kann der 

Träger die betroffenen Kinder innerhalb des Kindergartenjahres (Beginn 1. August 

d.J.) bis zum 1. Februar des Folgejahres nachmelden. (vgl. § 1 Abs. 4 DVO-KiBiz) 

Des Weiteren werden Kinder mit (drohenden) Behinderungen, die eine 

heilpädagogische Gruppe besuchen konkret mit in die Geschwisterregelung zur 

Berechnung der Elternbeiträge bzw. Elternbeitragsfreiheit aufgenommen (vgl. § 51 

Abs. 4 KiBiz-E), um eine entsprechende Gleichbehandlung zu gewährleisten. 
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